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am Nil einsitzen, ohne auch nur im Ansatz auf faire Verfahren 
ho(en zu dürfen, Folter und Mord in Polizeistationen sowie ver-
schwundene Aktivisten, die Verfolgung von Nichtregierungs-
organisationen und der Presse – all das gehört für die Menschen 
in Ägypten zum Alltag. Hinzu kommen hohe Arbeitslosigkeit 
und eine schlechte Versorgungslage. Viele sehen für sich nur 
noch die Chance der Flucht. Dabei bleibt ihnen lediglich der Weg 
über das Meer.

Bereits 2006 versuchte die EU über den sogenannten Ra-
bat-Prozess Wege zu finden, mit nordafrikanischen Staaten 
über die Eindämmung von Flüchtlingsströmen zu verhandeln 
– weitgehend erfolglos. Der sogenannte Khartum-Prozess soll-
te ab 2014 mehr erreichen. Ein Steuerungskomitee, an dem 
Deutschland maßgeblich beteiligt ist, plante fortan, Länder wie 
Eritrea, Sudan, Süd-Sudan, Äthiopien, Somalia und Ägypten in 
Maßnahmen einzubinden, die Flüchtlinge bereits in den Her-
kunftsländern stoppen sollen. Dazu gehört die Ausbildung der 
diversen Polizei- und Strafverfolgungsbehörden, vorschlags-
weise »an der Polizeiakademie in Kairo«, ebenso wie »Grenz-
kontrollmanagement« im Süd-Sudan oder »Migrationsmanage-

ment« im Sudan. Dass man dabei mit – 
auch nach Ansicht der Bundesregierung 
– hoch repressiven Regimen zusammen-
arbeitete, war allen Beteiligten bewusst 
und wird vom EU-Kommissar für Migra-
tion, Dimitris Avramopoulos, nicht ge-
leugnet. Doch der Wunsch, die Flücht-
lingsströme nach Europa einzudämmen, 
führt erkennbar zur Erosion jener Men-
schenrechtsstandards, die die EU für sich 
festgelegt hat.

Der ehemalige Beauftragte der Bun-
desregierung für Menschenrechtspolitik 
und Humanitäre Hilfe, der Bundestagsab-
geordnete Christoph Strässer (SPD), 
schüttelt angesichts derartiger Überle-
gungen den Kopf. Dass man mit Regimen 
reden muss, unter deren Herrschaft 
Fluchtursachen entstehen, sei richtig. Nur 
dürfe man nicht glauben, dass finanzielle 
Unterstützung den Menschen zugute 
kommt, die vor den Bedingungen in diesen 
Ländern fliehen. »Mit Omar al-Baschir, 
der vom Internationalen Strafgerichtshof 

gesucht wird, einen Deal zu machen, der Flüchtlinge davon ab-
halten soll, den Sudan zu verlassen, das finde ich fast schon per-
vers. Für Flüchtlinge sind diese Vorschläge beunruhigend.«

Auch im Falle von Ägypten scheint jede Zurückhaltung 
aufgegeben zu werden. Die Angst, nach Schließung der Balkan-
route könnten nun wieder vermehrt Boote mit Tausenden von 
Flüchtlingen von der Küste Ägyptens aus in See Richtung Itali-
en stoßen, führt zu hektischen Initiativen. Im April präsentier-
te der italienische Ministerpräsident Matteo Renzi seinen 
EU-Amtskollegen einen Plan, den er »Migration Compact« 
nennt. Danach empfiehlt Italien nun auch gezielt die Errichtung 
von Au(anglagern in nordafrikanischen Ländern, wie sie de 
Maizière bereits 2014 für Ägypten vorgeschlagen hatte. Wie 
man in Brüssel auf Anfrage erklärt, »prüft« die EU die Vorschlä-
ge noch, doch im EU-Außenministerrat am 18. April klatschten 
viele Vertreter bereits Beifall.

Der italienische Vorstoß – nur eine Woche nach der Reise 
des Bundesinnenministers nach Kairo – lässt bei Beobachtern 
die Frage au;ommen, wie derartige Au(anglager in Ägypten 
umzusetzen wären und mit welchem Erfolg. Ägypten hat, wie 

ls Bundesinnenminister Thomas de Maizière 
Anfang April 2016 dem ORF ein Interview zur 
aktuellen Lage der Flüchtlingskrise gab, zeigte 
er sich erfreut. Die wochenlangen Verhandlun-
gen um den EU-Türkei-Deal waren erfolgreich, 

sodass »die Balkan-Route erledigt ist, erledigt bleiben soll«. Und 
de Maizière ergänzte sichtbar zufrieden: »Ende gut, alles gut.«

Nicht erst seitdem Hunderttausende 2015 auf dem Land-
weg nach Europa kamen, ist der Bundesinnenminister darum 
bemüht, Flüchtlingen und Migranten den Zuzug nach Deutsch-
land zu erschweren. Bereits im November 2014 verkündete er 
mit Blick auf die Fluchtrouten von Nordafrika aus über das Mit-
telmeer ö(entlich seine Idee, in Ägypten Au(anglager einzu-
richten – betrieben vom UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR.

Mit seinem Vorstoß stand de Maizière nicht allein da. Seit 
Jahren versucht die EU, die Fluchtbewegungen aus Eritrea, 
Äthiopien oder dem Sudan über Ägypten und Libyen in den Gri( 
zu bekommen. Die afrikanischen Staaten, in denen Diktaturen 
und kriegerische Auseinandersetzungen das Leben der Men-
schen bedrohen, stellen die größten Kontingente von Flüchtlin-
gen, die sich auf die gefährliche Reise über 
das Mittelmeer begeben. Allein 2015 tra-
fen auf diesem Weg mehr als 150.000 
Menschen in Italien ein, Tausende von ih-
nen reisten weiter nach Deutschland und 
beantragten Asyl – oft mit beachtlichem 
Erfolg. Die A nerkennungsquote von 
Eritreern lag im vergangenen Jahr bei 
über 87 Prozent. Selbst das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
kommt nicht umhin festzustellen, dass 
diese Menschen durch das repressive Sys-
tem des Diktators Isaias Afewerki in As-
mara akut bedroht sind.

Doch während die Bundesregierung 
ö(entlich nicht müde wird zu betonen, 
dass man »die Fluchtursachen in den 
Herkunftsländern« bekämpfen müsse, 
bemüht sich die EU mit aktiver Unter-
stützung Deutschlands im Stillen darum, 
mit jenen Herkunftsländern, die durch 
ihre repressive Politik die Flüchtlings-
ströme verursachen, und mit Staaten, die 
Transit- und Herkunftsländer zugleich 
sind, Vereinbarungen zu tre(en, wie man die Flüchtlinge gar 
nicht erst aus dem Land kommen lässt.

Nach der er folgreichen Reise Ende Februar in die 
Maghreb-Staaten Tunesien, Marokko und Algerien, wo er ver-
einfachte Rücknahmen abgelehnter Asylbewerber aushandel-
te, flog der Bundesinnenminister Ende März nach Kairo, um 
nun auch Verhandlungen über Migration und Sicherheit mit der 
Regierung von Präsident Abdelfattah Al-Sisi zu führen.

Ägypten gilt neben Libyen als Haupttransitgebiet für Ver-
folgte aus der eritreischen Diktatur und repressiven Staaten wie 
Sudan und Äthiopien. Auch Syrer und Somalier machen sich von 
Ägypten aus auf den Weg nach Europa, entweder direkt von der 
ägyptischen Küste aus oder auf dem gefährlichen Umweg über 
Libyen.

Nicht zuletzt fliehen aber auch Zehntausende Ägypter seit 
Jahren über das Mittelmeer, weil sich das Land seit dem Mili-
tärputsch 2013 und der Machtübernahme durch den Ex-Gene-
ral Al-Sisi in einer katastrophalen Lage befindet. Nicht enden 
wollende Menschenrechtsverletzungen durch die Sicherheits-
kräfte, Zehntausende Oppositionelle, die in den Gefängnissen 
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viele afrikanische Staaten, eine rigide Rechtsvorstellung, die 
von der Flüchtlingsgesetzgebung Europas abweicht. Wer ohne 
Visum eine ägyptische Grenze passiert, gilt ungeachtet mögli-
cher politischer Verfolgung als illegaler Migrant, der verhaftet 
und deportiert wird – ohne jeglichen Anspruch auf Asyl. Nur 
wem es gelingt, noch vor der Verhaftung Kontakt zu den örtli-
chen Vertretern des UNHCR aufzunehmen, um den Flücht-
lingsstatus nachzusuchen, kann damit rechnen, nach besten-
falls ein paar Wochen wieder freizukommen. Ab dann heißt es, 
unter schwierigsten Lebensbedingungen zu warten – unter Um-
ständen mehr als ein Jahr lang, bis das UNHCR zusammen mit 
der Internationalen Organisation für Migration (IOM) im Rah-
men von »Resettlement«-Programmen die Weiterreise in einen 
Drittstaat in Europa oder in die USA organisieren kann. All je-
nen aber, die an einer Grenze oder bei dem Versuch, an der Küs-
te auf ein Boot zu steigen, festgenommen werden, droht aus-
nahmslos die Auslieferung an ebenjene Staaten, vor denen sie 
geflohen sind.

Die schwedisch-eritreische Journalistin und Direktorin 
der NGO Eritrean Initiative on Refugee Rights in Stockholm, 
Meron Estefanos, kennt sich wie kaum jemand mit den Haftbe-
dingungen von Flüchtlingen in Ägypten aus. »Diese Menschen 
haben keine Chance«, sagt sie. »Wir sprechen hier von Frauen 
mit Säuglingen, die neun Monate und länger inhaftiertwerden 
und Angst haben, nach Eritrea abgeschoben zu werden. Jede 
Woche erreichen mich verzweifelte Anrufe aus Kairo, dass wie-
der Flüchtlinge inhaftiert wurden, aber man kann nichts ma-
chen. Solange Ägypten alle Flüchtlinge, die nicht Kontakt zum 
UNHCR hatten, als illegale Migranten verhaftet und deportiert, 
wird sich an diesen schlimmen Verhältnissen nichts ändern.«

Ägypten verfügt derzeit über ein Netz von über 60 Inter-
nierungslagern, die quer über das Land verstreut sind. In vielen 
Fällen handelt es sich um nicht mehr als heruntergekommene 
Zellen in lokalen Polizeidienststellen, in denen die Flüchtlinge 
unter katastrophalen hygienischen Bedingungen und bei kar-
ger Kost oft monatelang, dicht zusammengepfercht, festgehal-
ten werden. Humanitäre Standards, wie sie in der Genfer 
Flüchtlingskonvention festgelegt und von Menschenrechtsor-
ganisationen wiederholt eingefordert werden, sucht man hier 
vergeblich.

Ein einziges Mal, im September 2014, hatte Ägypten von 
sich aus auf eine solche Unterbringung verzichtet und stattdes-
sen in einer Turnhalle des Jugendsportclubs Anfoushy in Ale-
xandria ein Au(anglager eingerichtet. 227 Flüchtlinge, die auf 
einem Boot vor der Küste aufgebracht und festgenommen wur-
den, erfuhren in einer medial großspurig inszenierten Begrü-
ßung, dass sie »zwar Fehler gemacht« hätten, aber »keine Kri-
minellen« seien. »Ihr seid unsere Gäste«, erklärte ihnen der 
Gouverneur von Alexandria, Tareq Mahdy, generös und ver-
sprach ausreichend Essen und Versorgung.

Das Experiment hielt keine zwei Monate und lässt erah-
nen, was auf Flüchtlinge in Ägypten zukommt, sollten die Plä-
ne von de Maizière und Renzi umgesetzt werden. Kaum waren 
die Kameras abgebaut, verpu(ten die Zusagen und freundlichen 
Worte im Nichts. Wochenlang stritten sich Regierungsvertre-
ter und der Gouverneur über die Nutzung der Halle, die bald 
durch immer weitere Neuankömmlinge überbelegt war. Die 
Flüchtlinge wurden von Gästen zu Inhaftierten, statt üppiger 
Speisen wurden Abschiebungsbescheide verteilt – über 260 in 
nur acht Wochen. Letztlich wurde Anfoushy geschlossen, und 
die Gestrandeten, die noch nicht deportiert waren, landeten 
doch wieder in Polizeizellen.

Auch ein anderer Fall wirft die Frage auf, ob man mit Ägyp-
ten Vereinbarungen über die Unterbringung von Flüchtlingen 
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fangenschaft befinden und auf ihre Deportation warten – deren 
Reisekosten sie übrigens, wie Meron Estefanos betont, selbst auf-
bringen müssen. Wem das nicht gelingt, der bleibt unter Um-
ständen jahrelang inhaftiert. »Es ist ein unerträgliches Sys-
tem.«

Was bleibt, wäre also nur, darauf zu ho(en, dass Ägypten 
ein humanitäres Verhalten gegenüber Flüchtlingen entwickel-
te, doch Anzeichen dafür sind nicht in Sicht. Im Gegenteil. »Es 
ist wie mit den Folteropfern der Menschenhändler auf dem Si-
nai«, so Estefanos. »Jahrelang hat Ägypten das geduldet. Die 
Folterer konnten Millionen verdienen und sich ungestört und 
für alle sichtbar große Paläste bauen. Aber verhaftet wurden, 
wenn ihnen denn überhaupt die Flucht aus den Folterkellern 
gelang, die Opfer, nicht die Täter.«

Eine Untersuchung von Human Rights Watch im Jahr 2014 
ergab, dass ägyptische Polizisten und Soldaten jahrelang in gro-
ßem Stil an dem Menschenhandel auf dem Sinai mitverdienten. 
Ebensolche Berichte hört man auch an der Küste um Alexan-
dria. Schmuggler erzählen unbekümmert, wie sie ägyptische 
Polizisten und Mitglieder der Küstenwache mit Schmiergeldern 

dazu bewegen, beim nächtlichen Verla-
den der Flüchtlinge am Strand beide Au-
gen zuzudrücken. Gelegentlich kommt es 
zu Verhaftungen, wenn Vorgesetzten ge-
genüber ein Durchgreifen vorgespielt 
werden muss. Aber insgesamt klappt das 
System. Über 6.000 Menschen gelang 
nach Schätzung der IOM-Zweigstelle in 
Kairo 2015 die Überfahrt von Ägypten 
nach Italien. Die Zi(er derer aber, die bei 
der Überfahrt ums Leben kamen, bleibt 
im Dunkeln.

Derzeit befindet sich ein neues Ge-
setz in Bearbeitung, mit dem erstmals 
Schleppern der Prozess gemacht werden 
kann. Doch es fehlt am politischen Wil-
len, derartige Maßnahmen durchzuset-
zen, und vor Ort an Polizeikräften, die be-
reit sind, auf ihr beträchtliches Zubrot 
aus Schmiergeldzahlungen zu verzichten.

Die Einrichtung von Au(anglagern, 
wie sie sich der italienische Ministerprä-
sident und der deutsche Innenminister 
vorstellen, wird an diesem Problem nichts 

ändern. Die Frage des Zugangs von UNHCR und anderen Orga-
nisationen müsste rechtsverbindlich – also einklagbar – geklärt 
werden und ein Umdenken aufseiten der ägyptischen Machtha-
ber erfolgen. Aber solange Tausende von Ägyptern vom Regime 
Al-Sisi in Gefängnisse geworfen, gefoltert oder ermordet wer-
den, gibt es für Europa keine berechtigte Ho(nung, dass das 
Land am Nil gegenüber politisch Verfolgten eine humanere Ein-
stellung entwickeln oder sich an irgendwelche Vereinbarungen 
mit der EU halten wird. Wenn man die Fluchtursachen in den 
Herkunftsländern bekämpfen will, wie es die Bundesregierung 
immer wieder betont, müsste die Achtung vor Menschenrech-
ten in Ägypten Priorität genießen. Doch solange die EU und 
Deutschland die Machthaber in Kairo hofieren und die schwe-
ren Übergri(e auf die Zivilbevölkerung zugunsten der eigenen 
Interessen immer wieder zu übersehen bereit sind, ist damit 
kaum zu rechnen.

Das Urteil von Christoph Strässer über die neuerliche Idee, 
Au(anglager in Nordafrika zu errichten, fällt dann auch ent-
sprechend eindeutig aus: »Man sollte diese Vorschläge aus mei-
ner Sicht ganz schnell wieder in die Schublade packen.«               •

tre(en kann. Die ägyptische Küstenwache hatte im Herbst 2014 
ein Boot mit syrischen und syrisch-palästinensischen Flücht-
lingen aufgebracht, das sich auf dem Weg von der Türkei nach 
Italien befand. Die Festgenommenen, die nie vorhatten, in 
Ägypten zu landen, wurden der illegalen Immigration beschul-
digt und in die Polizeistation Karmuz in Alexandria gebracht. 
30 Syrer, die über Pässe verfügten, wurden anschließend in die 
Türkei abgeschoben. Doch 73 syrisch-palästinensische Häftlin-
ge hatten keine gültigen Reisedokumente und blieben hängen.

Zwar verfügte Ägyptens Generalstaatsanwalt im Novem-
ber 2014, dass diese Flüchtlinge – unter ihnen 15 minderjähri-
ge Kinder, zum Teil nicht älter als ein Jahr – freizulassen seien, 
doch die Polizei vor Ort – wie so oft in Ägypten – weigerte sich, 
der Au(orderung zu folgen. Auch mehrere Besuche des  UNHCR 
änderte daran nichts. Über acht Monate hielt Ägypten sie trotz 
aller Proteste von ägyptischen und internationalen Menschen-
rechtsorganisationen in einer verdreckten Zelle gefangen, bis 
Botschaftsvertreter aus Schweden, Deutschland und Frank-
reich aufmerksam wurden. Nach zähen Verhandlungen mit der 
ägyptischen Regierung konnten die Flüchtlinge im Juni 2015 in 
diese Staaten ausreisen. 42 von ihnen ka-
men nach Deutschland – für Tausende 
aber geht das Elend in den ägyptischen 
Polizeizellen weiter.

Die Vorstellung, mit einem Land, das 
so mit Flüchtlingen verfährt, Vereinba-
rungen über Au(anglager zu tre(en, ver-
ursacht vielen Beobachtern Kopfschmer-
zen. »Die Menschenrechtsbilanz in Ägyp-
ten wird immer schlechter. In solch einem 
Land kann ich keine – wie heißt das so 
schön euphemistisch – ›Willkommenszen-
tren‹ einrichten. Aus der Perspektive der 
Menschenrechte und des Flüchtlings-
schutzes halte ich das für völlig inakzep-
tabel«, urteilt Christoph Strässer.

Doch de Maizières Plan hat noch ei-
ne andere gravierende Schlagseite: An-
ders als es sich der Bundesinnenminister 
2014 erho(te, wird das UNHCR für der-
artige Lager nicht zur Verfügung stehen. 
»Darum haben wir uns ja auch in Grie-
chenland zurückgezogen«, so eine Spre-
cherin in Genf. »Geschlossene Flücht-
lingseinrichtungen sind mit unserer Politik nicht zu vereinba-
ren.« Das UNHCR hat in Ägypten schon jetzt genug damit zu 
tun, überhaupt Zugang zu inhaftierten Flüchtlingen zu erhal-
ten. »Wir appellieren an die Regierung, die Flüchtlinge human 
zu behandeln und freizulassen«, sagt Ragnhild Ek, Leiterin des 
UNHCR in Kairo. Darüber hinaus fordert die Organisation, dass 
Flüchtlinge nicht in Heimatländer abgeschoben werden, in de-
nen ihnen Verfolgung und Folter drohen. Doch mehr als appel-
lieren kann das UNHCR nicht.

Wie wenig die ägyptische Regierung bereit ist, auf die Ap-
pelle zu hören, und welche Folgen das für die Flüchtlinge hat, 
zeigt nicht nur der Vorfall in Alexandria. Im Jahr 2008 befan-
den sich nach Angaben der amerikanischen Hilfsorganisation 
USCRI rund 1.600 eritreische Flüchtlinge in ägyptischer Gefan-
genschaft. Doch nur zu 180 erhielt das UNHCR Zugang. Die rest-
lichen 1.400 schob Ägypten ohne Rücksicht auf die lebensge-
fährlichen Konsequenzen nach Eritrea ab. Viele von ihnen lan-
deten in eritreischen Gefängnissen, darunter auch schwangere 
Frauen. Das UNHCR konnte nichts dagegen unternehmen. Der-
zeit sollen sich mehr als 5.000 Flüchtlinge in ägyptischer Ge-
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M I G R A T I O N S R O U T E N

ins Stadtzentrum ergibt sich ein Gespräch mit einem etwa 
30-jährigen Somalier. Er fühle sich in Khartum wohl, sagt Aziz*, 
hier könne er gute Geschäfte machen und werde akzeptiert. 
Nach Europa ziehe es ihn nicht, dort lebe es sich für Afrikaner 
auch nicht besser als im Sudan – das höre er von seinem Bruder 
in Frankfurt am Main. Mehr mag er nicht sagen, o(enbar fürch-
tet er, dass allzu große O(enheit ihm Ärger mit dem allgegen-
wärtigen Geheimdienst einbringen könnte. Nur eine Botschaft 
hat er noch: »Eines Tages werden wir Afrikaner uns vereinen 
und die Machtverhältnisse umdrehen. Dann werden wir euch 
Europäer zu unseren Untertanen machen.«

Nur ein paar Kilometer weiter, im Stadtteil Gireif, das Kon-
trastprogramm, wenn auch nur beim Blick hinter die Kulissen: 
ein Fußballfeld im Sand, lange Backsteinmauern mit farbigen 
Toren, wenig befahrene Staubstraßen, spielende Kinder. Beleb-
te Cafés mit liebevoll bemalten Schildern, von Palmen umge-
ben. Restaurants und Läden entlang der geteerten Hauptstra-
ße, beschriftet auf Arabisch, Amharisch, Tigrinisch oder Oro-
mo. Zwischen einem sudanesischen Imbiss und einer äthiopi-
schen Boutique trägt ein eritreisches Café die Aufschrift 
»Paradise«. Es läuft heitere Musik, eine Frau röstet Ka(ee. Die 
Stimmung ist an diesem Freitagnachmittag ausgelassen. Äthi-
opier, Eritreer, Sudanesen und andere Afrikaner leben hier Sei-
te an Seite, bestreiten gemeinsam den Alltag.

Fragt man die Reisewilligen unter ihnen, warum sie den-
noch nach Europa wollen, hört man einhellig dieselben Grün-
de: Diskriminierung, fehlende soziale und wirtschaftliche Per-
spektiven, die ständig lauernden Schikanen durch Polizei und 
Geheimdienst.

Vor dem Café begrüßt Lula* ein Dutzend junger Männer. 
»Sie sind alle dabei, nach Europa aufzubrechen. Es ist Saison. 
Im Frühling ist das Meer sanft und nicht mehr so kalt.« Die 
Menschen aus Eritrea und aus Äthiopien fliehen in den Osten 
Sudans, weiter nach Khartum und von dort früher oder später 
meist Richtung Libyen, wo sie mit der gefährlichen Fahrt übers 
Mittelmeer ihr Leben aufs Spiel setzen. »Wer zurückbleibt, hat 

»Zeit der Nordwanderung« ist das literarische Meisterstück des 
sudanesischen Schriftstellers Tajjib Salich. Edward Said hat das 
1966 erschienene Buch als einen der zehn wichtigsten arabi-
schen Romane aller Zeiten bezeichnet. Sein titelgebendes The-
ma ist aktueller denn je: In Zeiten der Massenauswanderung aus 
Ostafrika gerät der Sudan immer stärker ins Blickfeld der euro-
päischen Politik.

Und so geben sich im Frühjahr 2016 Vertreter europäischer 
Regierungen und der EU in der sudanesischen Hauptstadt Khar-
tum die Klinke in die Hand. Das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat im März  
35 Millionen Euro für den Osten der Republik Sudan zugesagt, 
wo Hunderttausende Flüchtlinge leben. Ausbildungsprojekte 
sollen ihre Chancen verbessern, sich dort eine Zukunft aufzu-
bauen. Für das islamistische Regime des international geächte-
ten Präsidenten Omar al-Baschir, seit 1989 an der Macht, ist die 
Partnerschaft mit dem Ministerium ein Meilenstein auf dem 
Weg zur diplomatischen Rehabilitierung. Gegen alle Kritik von 
Menschenrechtsorganisationen schoss die EU kurz darauf noch 
100 Millionen Euro für die »Bekämpfung der Fluchtursachen« 
dazu.

Tatsächlich beweist der Sudan – Schurkenstaat hin oder her 
– durchaus, dass er Geflüchtete und Migranten human behan-
deln kann. Bis zu hunderttausend Syrer haben hier mittlerwei-
le Zuflucht gefunden. O]ziell gelten sie nicht als Flüchtlinge 
und werden auch keinem Ausländerstatus unterworfen. Ein An-
gestellter eines syrischen Restaurants im bürgerlichen Khartu-
mer Viertel Amarat schätzt sich glücklich: »Die Menschen hier 
heißen uns wirklich willkommen. Wir brauchen nicht einmal 
ein Visum.« Für ihn ist Khartum keine Zwischenstation auf ei-
ner riskanten Reise in ein wenig reizvolles Europa. »Der Sudan 
ist zwar arm und das Leben hart, aber wir können uns hier im-
merhin frei bewegen und werden nicht diskriminiert. Es ist für 
uns wie ein Zuhause.«

Ähnlich positiv ist das Stimmungsbild unter Flüchtlingen 
aus Somalia, das der Arabischen Liga angehört. Auf der Busfahrt 

Die Republik Sudan ist bekannt als Staat, der selbst Flüchtlinge produziert.
Jetzt beherbergt das Land Menschen aus ganz Ostafrika und wird so zum 

 umworbenen Partner der Europäer
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samkeit auch in westlichen Medien findet, ist über die Misere 
der Äthiopier nahezu nichts bekannt. Und das, obwohl nach Ein-
schätzung sudanesischer Experten allein in der Grenzprovinz 
Gedaref täglich bis zu 150 Äthiopier legal oder illegal in den Su-
dan kommen. Wie viele von ihnen auf der Flucht sind und ille-
gal an die Mittelmeerküste weiterziehen, ist unbekannt. Genaue 
Zahlen können selbst die zuständigen UN-Behörden nicht lie-
fern. Alle Befragten beteuern indes, dass in den Sudan mehr 
Menschen aus Äthiopien kommen als aus Eritrea. Verwunder-
lich ist das nicht, leben im kleinen Eritrea doch nur etwas mehr 
als fünf Millionen Menschen, in Äthiopien dagegen mehr als  
100 Millionen. Armut, häusliche Gewalt, politische Unterdrü-
ckung: Fluchtursachen für Äthiopier kommen häufig im Plural. 

Unweit vom Eritreer Nahom wohnt eine Äthiopierin na-
mens Selma*, die wie viele andere als Hausangestellte ihr Aus-
kommen sucht. Sie sei vor den Schlägen ihres Mannes und der 
Armut geflohen. Jetzt lebt sie mit drei Frauen zur Untermiete 
bei einem Eritreer. Jede zahle ihm 300 US-Dollar monatlich, 
und er werde seinerseits vom sudanesischen Vermieter ausge-
presst. Doch Selma lässt sich nicht entmutigen. Nach allem, was 

sie erlebt habe, sei sie entschiedener denn 
je, für ein emanzipiertes Leben zu kämp-
fen. Und meint, nur in Europa ein Leben 
in Würde finden zu können. 

Selmas Schicksal ist kein Einzelfall. 
Laut Fachleuten, die Feldforschung in der 
Grenzprovinz Gedaref betreiben, machen 
Frauen – mit Kindern oder ohne unter-
wegs – rund die Hälfte der äthiopischen 
Geflüchteten aus. »Sie wollen aus den pa-
triarchalischen Strukturen ausbrechen 
und ihr Leben selbst in die Hand neh-
men.« Ansonsten zählen Armut, Dürren, 
Landnahme und lokale Konflikte zu den 
wichtigsten Motiven für Menschen aus 
Äthiopien, ihre Heimat zu verlassen.

Weitere Au;lärung über die Flucht-
gründe der Äthiopier verscha(t schließ-
lich ein anderer Nachbar der eritreischen 
Wohngemeinschaft. Moti* war früher 
Kämpfer für eine Rebellengruppe der 
Oromo. Diese stellen zwar die größte Be-
völkerungsgruppe in Äthiopien, fühlen 
sich von Addis Abeba aber politisch aus-

gegrenzt und wirtschaftlich benachteiligt. Die Tür zu Motis 
Waschsalon steht o(en, ein paar junge Oromo-Freunde leisten 
ihm Gesellschaft. Einer zeigt auf seinem Handy Fotos von Poli-
zisten in Äthiopien, die auf eine am Boden liegende Frau eindre-
schen. »Das ist meine Schwester, gestern auf einer Demonstra-
tion an der Universität von Walagga. Sie haben ihr das Bein ge-
brochen.«

Um die Jahreswende 2015/16 machte der Protest der Oro-
mo gegen Landnahme und Enteignung Schlagzeilen – allerdings 
erst, als die Sicherheitskräfte bei deren Niederschlagung Hun-
derte Menschen töteten und sich Äthiopien Kritik auch aus dem 
Westen gefallen lassen musste – Konsequenzen musste die Re-
gierung von Premier Hailemariam Desalegn allerdings nicht 
fürchten. Denn im Fall von Äthiopien zeigt sich die westliche 
Staatengemeinschaft in der Regel sehr viel nachgiebiger als bei 
anderen Staaten am Horn von Afrika und lässt dem regionalen 
Stabilitätsgaranten Repressionen und Menschenrechtsverlet-
zungen gegen politische Gegner, Minderheiten und Journalis-
ten durchgehen. Für die westliche Staatengemeinschaft gilt 
Äthiopien mit seinem Wirtschaftswachstum als afrikanisches 

schon verloren, lautet die Devise.« Dann verrät Lula ihren eige-
nen Plan: In den nächsten Tagen wird sie nach Kairo fliegen, für 
Ägypten hat sie ein Visum bekommen. Von dort aus will sie 
ebenfalls die Überfahrt nach Italien wagen. Als Kind eritrei-
scher Flüchtlinge gilt auch sie als Flüchtling, obwohl sie im Su-
dan geboren ist – sie genießt nicht die gleichen Rechte wie die 
Sudanesen.

Aber warum das tödliche Risiko auf sich nehmen? Lula er-
zählt, sie arbeite sechs Tage die Woche in einem bei westlichen 
Ausländern beliebten Luxusrestaurant. Der Lohn reiche nicht 
aus, deshalb habe sie einen zweiten Job bei einem Catering-Ser-
vice angenommen. Trotzdem könne sie ihre alternde Großmut-
ter nicht versorgen. »Wenn ich hier bleibe, muss meine Oma als 
Putzfrau arbeiten, bis sie stirbt. Meine größte Angst ist, dass sie 
stirbt, bevor ich ihr das Leben ermöglichen kann, das sie ver-
dient. Ich bin Waise und habe ihr alles zu verdanken.«

Die Willkür der Sicherheitskräfte sei ein weiterer Grund, 
der sie in die Flucht schlage. Männer in Uniform würden regel-
mäßig Eritreer oder Äthiopier anhalten und nach den Ausweis-
papieren fragen. »Wenn man einen Ausweis hat, muss man 
Schmiergeld bezahlen, damit sie ihn nicht 
beschlagnahmen. Und wenn man keinen 
hat, sagen sie, man sei illegal im Land, und 
drohen mit Gefängnis. Dann muss man 
ebenfalls Bakschisch zahlen.« Es könne 
überall passieren, jederzeit – außer frei-
tags. »Dann sind sie gnädig und lassen uns 
in Ruhe.«

Die L eh m häuser, i n denen d ie 
Eritreer und Äthiopier leben, sind über-
füllt. Verwandte, Freunde und Bekannte 
werden untergebracht – so viele wie eben 
kommen. Bei Nahom* zu Hause ist der 
größte Raum knapp acht Quadratmeter 
klein. Licht dringt nur durch die Tür hi-
nein, Fenster gibt es keine. An den Wän-
den hängen Poster mit christlichen Moti-
ven. Ein Dutzend Männer, Frauen und 
Kinder sitzen auf Betten und Hockern um 
einen Couchtisch aus Plastik. In einer 
Ecke steht ein Fernseher: Eri-TV zeigt 
idyllische Bilder der eritreischen Haupt-
stadt Asmara. »Ich bin das älteste von  
13 Geschwistern«, sagt Nahom. »Alle war-
ten darauf, dass ich Geld schicke, damit sie Eritrea ebenfalls ver-
lassen können.«

Es ist vor allem der potenziell unbefristete Militärdienst, 
der die Eritreer aus ihrem Land treibt. Dem entziehen sich je-
den Monat zwischen 3.000 und 5.000 Menschen, von denen die 
meisten in den Sudan fliehen. Zwar müssen Eritreerinnen und 
Eritreer nicht immer an der Wa(e dienen, werden aber quasi zu 
Leibeigenen der Regierung. Nahom berichtet, er habe als Medi-
zinlaborant in Asmara gearbeitet, sei dann aber zu landwirt-
schaftlicher Arbeit in der Provinz verdonnert worden. »Da er-
gri( ich die Flucht. Die Arbeit auf dem Feld hat nichts mit mei-
nem Beruf zu tun.«

Auch in Khartum kann Nahom seinen Beruf nicht ausüben. 
Nur ein paar Wochen habe er schwarz in einer Klinik gearbei-
tet. Dann habe ihn der Chefarzt entlassen – »weil er sich straf-
bar machte, indem er einen eritreischen Flüchtling beschäftig-
te«. Seither ist Nahom gezwungen, sich als Tagelöhner auf Bau-
stellen zu verdingen. »Die Zeit vergeht, ich bin 45 – und komme 
hier auf keinen grünen Zweig.« 

Während das Leid der Eritreer mehr und mehr Aufmerk-
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»Sie sind alle dabei,  

nach Europa aufzubrechen. 

Es ist Saison.  

Im Frühling ist das  

Meer sanft und nicht  

mehr so kalt«
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Das Gebiet des heutigen Sudans ist seit jeher eine 

Drehscheibe zwischen Zentralafrika, dem Mittel-

meerraum, Westafrika und der Arabischen Halbin-

sel. In den vergangenen Jahrzehnten ist die Zahl 

der durch Kriege vertriebenen Sudanesen sprung-

haft angestiegen. Genau lässt sie sich nicht bezif-

fern, das UNHCR schätzt die Zahl der Binnenflücht-

linge auf 2,5 Millionen, dazu sollen bis zu 600.000 

Sudanesen im Ausland Zuflucht suchen. Auf der 

anderen Seiten haben mehr als 350.000 Menschen 

aus den Nachbarländern Zuflucht im Sudan gefun-

den, vor allem aus Äthiopien und Eritrea. Hinzu 

kommen Hunderttausende Südsudanesen und bis 

zu 100.000 Syrer, die einen privilegierten Status 

genießen. Die größte Wanderungsbewegung führt 

indes in die Golfregion, wo nach manchen Schät-

zungen über zwei Millionen Sudanesen ihr Glück 

als Gastarbeiter suchen. Die Emigration nach Eu-

ropa fällt vergleichsweise gering aus. Dennoch 

stellen Menschen aus Ostafrika in Europa eine der 

größten Gruppen unter den ankommenden Flücht-

lingen.

ZAHLEN UND FAKTEN  

ZU FLUCHT UND MIGRATION IM SUDAN

AL FASHIR

NYALA

JUBA

KHARTUM

D.R. KONGO

NIGERIA

TSCHAD

KANADA

USA

GROSS-

BRITANNIEN

EUROPÄISCHES

FESTLAND

ÄGYPTEN

LIBYEN

ZENTRALAFRIKANISCHE
REPUBLIK

UGANDA

KENIA

ÄTHIOPIEN

ERITREA

SÜD-SUDAN

SUDAN

PORT SUDAN

  ARBEITSMIGRATION         VERTREIBUNG         ARBEITSMIGRATION UND VERTREIBUNG         LAGER FÜR BINNENFLÜCHTLINGE         FLÜCHTLINGSLAGER

Q
u
e
lle
: M

IC
T

50



Kontinent dafür bekannt seien, auch im Exil möglichst nah an 
ihrer Heimat verbleiben zu wollen, sind nach Angaben einer Ber-
liner Oromo-Aktivistin seit 2015 etwa 2.500 Oromo-Flüchtlin-
ge in der Bundesrepublik eingetro(en. 

Derweil liegt die Lösung für das Hauptproblem der Eritreer 
und Äthiopier im Sudan auf der Hand: Sie würden viel eher hier 
bleiben, wenn sie sich ohne Diskriminierung ein Leben au`au-
en könnten – wobei sich christliche Flüchtlinge mehr über Dis-
kriminierung beklagen als Muslime. Doch dieser Lösung steht 
die Politik im Weg: Ein Spitzenvertreter der sudanesischen Re-
gierung erklärt – wenn auch nur hinter vorgehaltener Hand: Lei-
der könne man ihnen nicht einfach die gleichen Rechte einräu-
men wie den Zehntausenden Flüchtlingen aus Syrien und den 
Hunderttausenden Südsudanesen. Denn sonst würde Khartum 
die Regime in Asmara und Addis Abeba brüskieren und eine ge-
fährliche Verschlechterung der Beziehungen riskieren.

Ein Blick in die Geschichte zeigt, dass Sudans Sorge um die 
regionalpolitische Balance wohlbegründet ist: Während des 
Kalten Krieges, der hier heiß tobte, rüsteten Sudan und Sau-
di-Arabien äthiopische Rebellen aus – mit ausgiebiger Unter-

stützung durch die Bundesrepublik 
Deutschland. Addis Abeba revanchierte 
sich, indem es die südsudanesische Revol-
te mit Wa(en befeuerte – hauptsächlich 
mit solchen aus der DDR. Die Militarisie-
rung der gesamten Region, eine wesentli-
che Ursache für Flucht und Vertreibung, 
ist also auch das Erbe eines deutsch-deut-
schen Stellvertreterkrieges.

Die westliche Einmischung lief auch 
nach dem Zusammenbruch des Ostblocks 
weiter, denn in den 1990er Jahren unter-
stützte die US-Regierung unter Bill Clin-
ton Äthiopien und das frisch unabhängi-
ge Eritrea militärisch, um die Khartumer 
Islamisten einzudämmen. Die nordsuda-
nesische Opposition konnte von Asmara 
aus Fronten im Ostsudan und in Darfur 
erö(nen. Khartum fachte seinerseits Re-
volten in beiden Nachbarländern an. Erst 
von 2005 an gelang es, gleichermaßen gu-
te Beziehungen zu Äthiopien und Eritrea 
aufzubauen – und die will Baschirs Regi-
me nicht aufs Spiel setzen.

Äthiopien und Eritrea stehen sich dagegen noch immer ver-
feindet gegenüber. Nach dem Grenzkrieg in den Jahren 1998 bis 
2000, der vermutlich rund 100.000 Menschen das Leben koste-
te, haben beide Staaten zwar 2003 einen Friedensvertrag ge-
schlossen, dieser wird jedoch nicht umgesetzt. Äthiopien hält 
weiterhin eritreisches Territorium besetzt – auch damit recht-
fertigt die Regierung in Asmara den unbegrenzten Wehrdienst 
im eigenen Land, eine der wesentlichen Ursachen für die Flucht 
aus Eritrea.

Viele Experten halten eine tatsächliche Aussöhnung zwi-
schen Addis Abeba und Asmara daher für die nachhaltigste 
Fluchtursachenbekämpfung. Eine westliche Diplomatin sieht 
schon einen Durchbruch darin, dass der »Khartum-Prozess« 
zum Thema Migration – zwischen EU und der Schweiz einer-
seits und den nordostafrikanischen Staaten andererseits – äthi-
opische und eritreische Regierungsvertreter an einen Tisch 
bringt. So skeptisch dieses diplomatische Forum von zivilgesell-
schaftlichen Gruppen auch betrachtet wird, könnte es doch im-
merhin einer Verständigung der zwei verfeindeten Nationen 
dienen.                                                   *Namen der Flüchtlinge geändert  •

Musterland. Zudem ist die Regierung in Addis Abeba ein enger 
Verbündeter im Kampf gegen die islamistischen Shabaab-Mili-
zen in Somalia. 

In Gireif ist es kein Geheimnis, dass sich viele Äthiopier als 
Eritreer ausgeben, wenn sie nach Europa reisen, weil sie dann 
die besten Chancen haben, Asyl zu bekommen. In westlichen 
Diplomatenkreisen ist von einem internen Bericht des Flücht-
lingshilfswerks UNHCR die Rede, dem zufolge bis zu 60 Prozent 
der Asylsuchenden im Schengen-Raum, die sich als Eritreer oder 
Somalier ausgeben, in Wirklichkeit Äthiopier seien.

Dessen ungeachtet steigt in Europa auch die Zahl der o(en 
als Äthiopier registrierten Flüchtlinge. In Deutschland hat sie 
sich von 2011 bis 2014 auf rund 1.200 verdreifacht. Obwohl die 
Oromo als Bauernvolk mit starken Wurzeln im afrikanischen 
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